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Bauleitplanung; 
Beteiligung des Landratsamtes Günzburg als Träger öffentlicher Belange  
an der Aufstellung eines Bebauungsplanes für den Bereich  
„Krumbach Ost – Südöstlich vom Badweg“ durch die Stadt Krumbach 
 
- frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB - 
(Scopingverfahren) 
 
 
 

Stellungnahme des Landratsamtes Günzburg 

zum Vorentwurf vom 20.01.2025 

 

 

Die Stadt Krumbach hat beschlossen, den Bebauungsplan „Krumbach Ost – Südöstlich vom Badweg“ in 

Krumbach/Hürben aufzustellen. Mit diesem Bauleitplanverfahren sollen die planungsrechtlichen Voraus-

setzungen für dringend benötigtes Bauland geschaffen werden. Im nördlichen Bereich ist eine Kombina-

tion aus Einzel- und Doppelhäusern und im südöstlichen Bereich Geschosswohnungsbau vorgesehen, 

um den angespannten Wohnungsmarkt zu entlasten. Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 3,07 

ha, wobei ca. 1,76 ha auf das Allgemeine Wohngebiet entfallen. 

 

Das Landratsamt Günzburg nimmt zum vorliegenden Bebauungsplanvorentwurf wie folgt Stellung: 

 

 

Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

 

Das verfahrensgegenständliche Gebiet ist im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Krum-

bach als „Fläche für die Landwirtschaft“, eine „Fläche für Gemeinbedarf“ sowie als eine „Sonderbauflä-

che“ dargestellt. Der Bebauungsplan ist somit nicht aus den Darstellungen des Flächennutzungsplanes 

entwickelt anzusehen. Enthalten ist das Wohngebiet jedoch in der im Parallelverfahren laufenden Ände-

rung der Flächennutzungsplanung. Nach Abschluss dieses Änderungsverfahrens ist der Bebauungsplan 

dann als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt anzusehen. 

 

 

Ortsplanung/Städtebau/Gestaltung 

 

Aus ortsplanerischer Sicht besteht mit der vorliegenden Planung unter der Voraussetzung, dass der Be-

darf für die Neuausweisung von Wohnbauflächen gegeben ist, grundsätzlich Einverständnis. 

 

Gemäß den Vorgaben des Baugesetzbuches soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umge-

gangen werden, weshalb vor einer zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen vorrangig innerörtliche 

Potentiale durch die Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen 
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der Innenentwicklung zu prüfen sind. Auch wenn für die städtebauliche Entwicklung ausreichend Flä-

chen zur Verfügung zu stellen sind, gilt es die Neuausweisung zur Vermeidung von Flächenversiege-

lung auf ein erforderliches Maß zu reduzieren. Die unter Ziffer 3 der Begründung ausgearbeitete Be-

darfsermittlung belegt, dass auch in Zukunft mit einem Bevölkerungswachstum zu rechnen ist und auf-

grund der Nichtverfügbarkeit von Baulücken (Ziffer 2 der Begründung) ist das Erfordernis der Auswei-

sung von neuen Bauflächen gegeben. 

 

Der letzte Absatz der Ziffer 1 der Begründung ist dahingehend zu ergänzen, dass der rechtswirksame 

Flächennutzungsplan im fraglichen Bereich neben der „Fläche für die Landwirtschaft“ auch eine „Fläche 

für Gemeinbedarf“ sowie eine „Sonderbaufläche“ darstellt. 

 

In der Alternativenprüfung unter Ziffer 2 der Begründung wird dargelegt, dass im Gebiet der Stadt Krum-

bach keine Baulücken verfügbar sind und sich der Standort des geplanten Baugebiets gut eignet, da 

hier bestehende Infrastruktur genutzt werden kann. Dies ist als Alternativenprüfung für den Bebauungs-

plan nicht ausreichend. Die Aufgabe der Alternativenprüfung auf Bebauungsplanebene ist nämlich plan-

konforme Planungsalternativen innerhalb des Geltungsbereiches zu untersuchen. Die Begründung be-

darf der Ergänzung. 

 

Gemäß Ziffer 8.3 der Begründung sind nicht alle Flächen des zukünftigen Baugebiets im Eigentum der 

Stadt Krumbach. Aus ortsplanerischer Sicht wird dringend empfohlen, die Eigentumsverhältnisse zu klä-

ren. Eine entsprechende Umsetzung der Bebauung innerhalb des geplanten Baugebiets kann nur si-

chergestellt werden, wenn die Gemeinde Eigentümerin der Flächen ist. 

 

In Ziffer A3 der Satzung wird die Höhenlage der Gebäude in WA 2 und WA 3 über der Höhe der Ver-

kehrsfläche festgesetzt. Die Höhenkoten der Verkehrsfläche sind lt. Satzung aus dem Planeintrag zu 

entnehmen. Die entsprechende Angabe fehlt in der Planzeichnung und ist zu ergänzen. 

 

Die verkehrliche Erschließung von zwei Grundstücken im WA 2 soll über eine Stichstraße erfolgen. Un-

geklärt ist noch die Erforderlichkeit einer Wendemöglichkeit am Ende der Stichstraße. In der Begrün-

dung fehlen dazu entsprechende Aussagen. Denkbar wäre ein „Sparhammer“ am Ende der Stichstraße; 

die Wendemöglichkeit für Rettungsdienst und Entsorgungsfahrzeuge sollte gesichert sein. 

 

Das Gelände steigt stetig von Süden nach Norden an. Es wird dringend empfohlen, Festsetzungen zu 

Geländeveränderungen (Aufschüttungen, Abgrabungen) zu treffen. 

 

Die sonstigen Gestaltungsfestsetzungen orientieren sich am angegliederten Bebauungsplan „Krumbach 

Ost - Nördlich vom Badweg“. 

 

 

Naturschutz und Landschaftspflege 

 

Die Stadt Krumbach plant die Aufstellung des Bebauungsplanes „Krumbach Ost – Südlich vom Badweg“ 

im Ortsteil Hürben, um Baurecht für benötigtes Bauland zu schaffen. 

Nordöstlich des Plangebiets befindet sich der „jüdische Friedhof“ sowie nördlich angrenzend eine Teilflä-

che des Naturdenkmals „ND-06324 Tertiäre Sanddüne (bewaldet). Derselbe Bereich ist als Biotop Nr. 

7728-0068-004 „Hecken und Feldgehölze zwischen Krumbach und Krumbad“ dargestellt, welches in 

zwei kleinen Teilbereichen in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes hineinragt. 

 

Aus naturschutzfachlicher Sicht besteht mit der Ausarbeitung der Satzung, der Begründung und der na-

turschutzfachlichen Angaben zur artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) grundsätzlich Einverständnis. 

Die unter Punkt 3.3.1 und 3.3.2. im Umweltbericht aufgeführte „Ermittlung des Ausgleichsbedarfs …“, 
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sowie die „Auswahl geeigneter Flächen und naturschutzfachlich sinnvoller Ausgleichsmaßnahmen …“ 

sind wichtige Bestandteile der Aufstellung des Bebauungsplans und sind im weiteren Verfahren zu er-

gänzen. Eine naturschutzfachliche Beurteilung der Ausgleichsflächen und der darauf geplanten Aus-

gleichsmaßnahmen kann erst nach einer dementsprechenden Ergänzung stattfinden.  

 

Das Naturdenkmal „Tertiäre Sanddüne (bewaldet)“, sowie der biotopkartierte Waldmantel im Norden 

des Bebauungsplans sind ökologisch wertvolle Lebensräume. Diese sind zu erhalten und dürfen durch 

die Umsetzung des Baugebiets nicht beeinträchtigt werden. Ein entsprechendes Pflegekonzept ist im 

weiteren Verfahren auszuarbeiten.  

 

Aktuell besteht eine ökologisch wertvolle Hecke aus heimischen Gehölzen an der östlichen Flurstücks-

grenze des Grundstücks Fl.-Nr. 393/0, Gemarkung Hürben. In der Planzeichnung des Bebauungsplans 

ist dieses Landschaftselement nicht eingezeichnet und wird stattdessen als „Pfg 1“ (Pflanzgebot / Um-

grenzung von Flächen zum Anpflanzen von Sträuchern…) deklariert. In diesem Bereich steht der Erhalt 

der bereits vorhandenen Strukturen an erster Stelle. Sollten die Gehölze im Zuge des neuen Bebau-

ungsplans weichen müssen, so sind artenschutzrechtliche Ausgleichs- und Vermeidungsmaßnahmen 

zu planen, zu erläutern und im Umweltbericht auszuführen. Gleiches gilt für die drei bestehenden Laub-

bäume entlang der B 300 und die Laubbäume entlang des Weges zwischen den Flurstücken 390 und 

392, Gemarkung Hürben, die ebenfalls auf der Fläche des geplanten Baugebiets liegen und nicht in der 

aktuellen Planzeichnung mitberücksichtigt werden.  

 

Die Ausgleichsfläche muss dauerhaft für Zwecke des Naturschutzes dinglich gesichert werden. Die 

Pflege und Entwicklung ist mittels einer Reallast zu gewährleisten. Die Fläche ist an das Ökoflächenka-

taster beim Landesamt für Umweltschutz zu melden. Sobald der Eintrag der Reallast ins Grundbuch er-

folgt ist, ist dem Landratsamt Günzburg der entsprechende Grundbuchauszug vorzulegen. 

 

 

Immissionsschutz 

 

Im Plangebiet treten aufgrund der Außenrandlage mit umliegenden gewerblichen Anlagen des AWO Se-

niorenheims Krumbach und insbesondere Straßenverkehrseinrichtungen nicht unerhebliche Lärmeinwir-

kungen auf.  

Dazu liegt eine schalltechnische Untersuchung vom 12.12.2024, Nr. LA24-129-G01-01 der Fa. BEKON 

vor. Es wurde die Lärmvorbelastung durch den umliegenden Gewerbelärm sowie die Lärmbelastung 

durch den Straßenverkehr im Plangebiet untersucht.  

 

Aus immissionsschutzfachlicher Sicht wird hierzu wie folgt Stellung genommen: 

 

I. zu Gewerbelärm 

a) Gewerbelärmvorbelastungen durch umliegendes Gewerbe im Plangebiet 

Die gewerbliche Lärmvorbelastung wurde anhand von Annahmen berechnet. Die Annahmen erscheinen 

fundiert und nachvollziehbar. Die Untersuchung erscheint daher geeignet und aussagekräftig. 

Das Schallgutachten umfasst alle maßgeblichen Aspekte des Lärmschutzes und erscheint nachvollzieh-

bar und plausibel. 

 

b) Gewerbelärm durch Nutzungen innerhalb des Plangebietes 

Unter A, Punkt 12.2 „Überdeckung baulicher Anlagen von Tiefgaragen“ der Satzung und Punkt 11.12.2 

„Überdeckung baulicher Anlagen von Tiefgaragen“ der Begründung wird auf Festsetzungen für Tiefgara-

gen innerhalb des Plangebietes eingegangen. In der Planzeichnung sind Einzeichnungen für Tiefgara-

gen bzw. die Ein- und Ausfahrten der Tiefgaragen nicht enthalten. 
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Der Gewerbelärm, der durch die Nutzung (Tiefgaragen und dgl.) im Plangebiet selbst ausgeht und im 

Plangebiet und der Umgebung Lärmimmissionen auslöst, konnte zum Zeitpunkt der Lärmbegutachtung 

nicht beurteilt werden und liegt aktuell somit nicht vor. 

 

Es sollten entsprechende Schallschutzfestsetzungen für Ein- und Ausfahrtrampen sowie für Ga-

ragentore und Regenrinnen von Tiefgaragen im Bebauungsplan aufgenommen werden. 

 

II. zu Verkehrslärm 

Zur Beurteilung der Verkehrslärmbelastung wurde ein Lärmgutachten der Firma BEKON vorgelegt. Die 

Berechnungstabellen fehlen. Folglich ist eine Prüfung auf Plausibilität nicht möglich. Es können die Be-

rechnungsergebnisse nicht beurteilt werden. Sie sollten zur Rechtssicherheit unbedingt dem Gutachten 

und damit dem Bebauungsplan beigefügt werden. 

Des Weiteren gilt zu beachten, dass für die Errichtung der Mehrfamilienhausbebauung bzw. Geschoss-

wohnungsbau im „WA 3“ bis zu 3 Vollgeschosse und bis zu 10 m hohe Gebäudehöhen möglich sind. 

Die Berechnung ist dementsprechend anzupassen und für alle Geschosse aufzuzeigen. Der Punkt 10.2 

„Vergleich der Beurteilungspegel“ ist umfassend und vollständig zu bewerten. 

 

Das Plangebiet ist eine Neuplanung in bislang ungeplanter und –bebauter Randlage. Es grenzt im Sü-

den unmittelbar an die Bundesstraße B300 an. Die Hauptlärmbelastung des Gebiets wird durch den 

Verkehrslärm der B300 ausgelöst. Nach der 16. BImSchV ist nachts in einem allgemeinen Wohngebiet 

ein Immissionsgrenzwert von 49 dB(A) einzuhalten. Nach der o.g. schalltechnischen Untersuchung von 

der Firma BEKON wird dieser erheblich überschritten (Überschreitung bis 14 dB(A) zur Nachtzeit – Pe-

gel bis zu 63 dB(A) zur Nachtzeit). Aber auch zur Tagzeit gibt es Überschreitungen der Immissions-

grenzwerte der 16. BImSchV. Betroffen ist immer das „WA 3“. 

 

Wegen der massiven Überschreitung (teilweise über 60 dB(A)) des Nachtimmissionsgrenzwertes und 

damit über den Anhaltswert für die Grundrechtsschwelle bedarf es aktiver Schallschutzmaßnahmen. 

Nach der Rechtsprechung beginnt der aus grundrechtlicher Sicht kritische Wert jedenfalls in Wohnge-

bieten bei einer Gesamtbelastung (summierte Lärmbelastung/Dauerschallpegel) oberhalb von 70 dB(A) 

tags und 60 dB(A) nachts (siehe VGH München v. 18.08.2016 – 15 B 14.1625,17). 

Eine aktive Lärmschutzeinrichtung allein nur im Süden des Plangebietes direkt an der B300 wird auf-

grund der Ausrichtung des Plangebietes nicht ausreichen, sodass ein nach Osten und Westen herum-

gezogener Verlauf zur Abschirmung erforderlich sein wird. Dies ist im überarbeiteten Gutachten aufzu-

zeigen. 

Zum Schutz des Wohngebietes kann auch eine massive geschlossene Riegelbebauung mit Schall-

schutzwänden sowie eine entsprechende Orientierung von Schlaf- und Kinderzimmer erforderlich bzw. 

möglich sein. An den Flanken der Riegelgebäude können Fenster schutzbedürftiger Räume durch nicht 

schützenswerte Vorbauten, wie z.B. Loggiaverglasungen oder dgl. geschützt werden. 

 

Die im Gutachten vorgeschlagenen passiven Schallschutzmaßnahmen sind zu unbestimmt und nicht 

ausreichend. 

 

Es ist durch eindeutig formulierte Festsetzungen sicherzustellen, dass aktive Schallschutzmaßnahmen, 

in welcher Form auch immer, tatsächlich im ersten Schritt vor der weiteren Bebauung der lärmbetroffe-

nen Wohnhäuser realisiert werden. Demensprechend sind aktive Schallschutzmaßnahmen in der Plan-

zeichnung einzuzeichnen. 
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III. Umweltbericht 

Gegen die Darstellungen und Bewertungen im Umweltbericht zum Schutzgut Mensch, insbesondere in 

Ziffer 2.1.7, bestehen erhebliche Bedenken. Die durch die Planung eines Wohngebietes hervorgerufe-

nen Lärmkonflikte sind in der Art, dem Umfang sowie der Bewertung für den Menschen nicht, nicht aus-

führlich und nicht richtig wiedergegeben. 

Im Umweltbericht fehlt es an den detaillierten Darstellungen über Art und Umfang sowie der korrekten 

Bewertung der Konflikte, die durch die schützenswerte Planung erst verursacht wird. Zwar ist der Plan-

bereich durch den Verkehrslärm jetzt schon belastet. Die bisherige Nutzung ist dagegen überhaupt nicht 

schutzwürdig wie ein allgemeines Wohngebiet. Die verbleibenden Konflikte sind korrekt darzustellen 

und fundiert zu bewerten. 

Auf die Anforderungen des § 50 BImSchG sowie des § 2 BauGB wird verwiesen. 

 

IV. Wärmepumpen 

Auf Folgendes wird hingewiesen:  

In der Satzung unter Hinweise, Punkt 7.2 „Betrieb von Luftwärmepumpen“ wird auf das Faltblatt „Lärm-

schutz bei Luft-Wärmepumpen - Für eine ruhige Nachbarschaft“ vom Bayerischen Landesamt für Um-

welt (2018) verwiesen. Dieses Faltblatt wird nicht mehr, obwohl es fachtechnisch dem Stand der Tech-

nik entspricht, im Publikationsshop der Bayerischen Staatsregierung geführt. Aus fachtechnischer Sicht 

wäre dieser Verweis zum Faltblatt zu streichen. 

 

V. Sonstiges 

 Das Lärmgutachten sollte, falls noch nicht geschehen, zwingend zum Bestandteil des Bebauungs-

planes erklärt werden. 

 Der Punkt 9.1 „Immissionsschutz“ in der Begründung ist inhaltlich leer und kann somit nicht beurteilt 

werden. 

 

 

Wasserrecht und Bodenschutz 

 

Aus Sicht der unteren Wasserrechtsbehörde und unteren Bodenschutzbehörde besteht mit dem Pla-

nungsvorhaben grundsätzlich Einverständnis. 

 

Von der Planung werden weder konkrete Planungen nach dem Wassersicherstellungsgesetz noch 

Überschwemmungsgebiete berührt. 

Altlasten (Altablagerungen und Altstandorte) sind nicht bekannt. 

 

Berührte Wasserschutzgebiete 

 

Das Grundstück Fl.-Nr. 389 der Gemarkung Hürben sowie ein kleiner Teil des Weges auf Fl.-Nr. 394, 

Gemarkung Hürben, befinden sich in der Zone 3 des Wasserschutzgebietes „Weiherwegbrunnen Krum-

bach“. Auf dem Grundstück Fl.-Nr. 389 soll künftig gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplanes ein 

Wirtschaftsweg angelegt werden. Nach der Schutzgebietsverordnung ist die Errichtung von öffentlichen 

Feld- und Waldwegen, beschränkt-öffentlichen Wegen, Eigentümerwegen und Privatwegen bei breitflä-

chigem Versickern des abfließenden Wassers zulässig. Sofern eine andere Art von Weg geplant sein 

sollte, wäre ggf. eine Befreiung von den Verboten der Wasserschutzgebiets-Verordnung notwendig.  

 

Die Grenzen des Wasserschutzgebietes sind in der Planzeichnung nachrichtlich darzustellen.  

Auf die Betroffenheit des Wasserschutzgebietes ist in der Begründung einzugehen. 
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Niederschlagswasserbeseitigung / Bodenversiegelungen 

 

Mit den Ausführungen zur Niederschlagswasserbeseitigung und zu Bodenversiegelungen besteht aus 

wasserrechtlicher Sicht Einverständnis. 

Nach dem Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs (VGH) vom 13.4.2018, 9 NE 17.1222, 

kommt der Erschließungskonzeption insb. auch für das Niederschlagswasser für die Rechtmäßigkeit der 

Bauleitplanung eine ganz besondere Bedeutung zu. Ein fehlendes oder fehlerhaftes Entwässerungskon-

zept führt dazu, dass der Bebauungsplan ein Ermittlungs- und Bewertungsdefizit aufweist und damit ei-

ner gerichtlichen Prüfung nicht standhält. Hierzu ist dieser abwägungserhebliche Gesichtspunkt sach-

verständig aufzuklären. Es ist klar aufzuzeigen, wie die Abwasserbeseitigung und Wasserversorgung 

erfolgen soll. 

 

Unnötige Bodenversiegelungen sind zu vermeiden. Niederschlagswasser ist soweit möglich zu versi-

ckern. Der flächenhaften Versickerung ist Vorrang vor einer punktuellen Versickerung zu geben. Diese 

Forderungen stützen sich auf § 1a Abs. 2 BauGB (Bodenschutzklausel), Art. 7 der Bayerischen Bauord-

nung (BayBO) und § 5 Abs. 1 Nr. 4 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). Hierdurch wird nicht nur die 

Grundwasserneubildung gefördert, sondern ein aktiver Beitrag zum überragend wichtigen Hochwasser-

rückhalt geleistet.  

 

Nach Artikel 44 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) gilt:  

„Zur Minderung von Hochwasser- und Dürregefahren sollen Staat und Gemeinden im Rahmen ihrer Auf-

gaben hinwirken auf 

1. Erhalt und Wiederherstellung der Versickerungsfähigkeit der Böden, 

2. dezentrale Versickerung von Niederschlagswasser, 

3. Maßnahmen zur natürlichen Wasserrückhaltung und Wasserspeicherung“. 

 

Für Staat und Gemeinden stellt eine Soll-Vorschrift in der Regel ein „Muss“ dar. Deshalb ist das Gebot 

einer Versickerung von unverschmutztem Niederschlagswasser in der Regel zwingend festzusetzen, 

soweit dies im Hinblick auf die Untergrundverhältnisse möglich bzw. im Gewerbegebiet nicht aus Grün-

den des Grundwasserschutzes unmöglich ist. 

 

Einleitungen von Niederschlagswasser in das Grundwasser bedürfen (nur dann) keiner wasserrechtli-

chen Erlaubnis, wenn die Vorschriften der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und 

der technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das 

Grundwasser (TRENGW) beachtet werden. Hierauf soll hingewiesen werden. 

 

Einleitungen von Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer bedürfen keiner wasserrechtlichen Er-

laubnis, wenn die technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswas-

ser in oberirdische Gewässer (TRENOG) beachtet werden. 

 

Bodenmanagement  

 

Unabhängig von möglichen Schadstoff-Belastungen wird - auf ausdrücklichen Wunsch des Bayer. 

Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz und des Bayer. Landesamtes für Umwelt - drin-

gend empfohlen, sich bereits bei Aufstellung des Bebauungsplanes mit der späteren Verwertung, not-

falls Entsorgung des anfallenden Aushubs im Rahmen eines „Bodenmanagementplans“ auseinanderzu-

setzen. So kann durch Verwertung vor Ort (z. B. in Lärmschutzwällen, Zierwällen, etc.) das knappe De-

ponievolumen geschont und - im Falle von Belastungen - ggf. eine Möglichkeit eröffnet werden, mit dem 

Aushub umzugehen. 
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Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB) 

 

Mit Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung besteht aus wasserrechtlicher Sicht bis auf die 

aufgezeigten Belange Einverständnis. 

 

 

Verkehrswesen 

 

Die untere Straßenverkehrsbehörde äußert grundsätzlich keine Einwände gegen die Aufstellung des 

Bebauungsplanes „Krumbach Ost - Südöstlich vom Badweg“ Krumbach/Hürben. 

 

Die Erschließung der Grundstücke des Bebauungsplangebietes ist ausschließlich über das untergeord-

nete Straßennetz vorzusehen. 

 

Wegen des zu erwartenden hohen Linksabbiegeraufkommens zu der Erschließungsstraße wird nach 

Auskunft des Staatlichen Bauamts in Krumbach eine Linksabbiegespur erforderlich. Die Planung der 

Linksabbiegespur ist mit dem Staatlichen Bauamt in Krumbach abzustimmen. Näheres kann der Stel-

lungnahme des Staatlichen Bauamts Krumbach vom 28.02.2025, Zeichen: S32-4622, entnommen wer-

den. 

 

Die Erschließung gemäß Planzeichnung erfolgt über die Erschließungsstraße in die Bundesstraße 

B300. Es ist sicherzustellen, dass durch Bepflanzungen aller Art und Zäune sowie Stapel, Haufen und 

ähnliche mit dem Grundstück nicht fest verbundene Gegenstände keine Sichtbehinderungen für den aus 

dem Plangebiet in die Bundesstraße einmündenden Verkehr geschaffen werden. Hierbei sollten alle 

Verkehrsteilnehmer (Pkw, Lkw, ...) berücksichtigt werden. 

 

Gemäß den allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Straßenverkehrsordnung (StVO) sind die Zeichen 

310 und 311 (Ortstafel) ohne Rücksicht auf Gemeindegrenze und Straßenbaulast in der Regel dort an-

zuordnen, wo ungeachtet einzelner unbebauter Grundstücke die geschlossene Bebauung auf einer der 

beiden Seiten der Straße für den ortseinwärts Fahrenden erkennbar beginnt. Eine geschlossene Bebau-

ung liegt vor, wenn die anliegenden Grundstücke von der Straße erschlossen werden. Die untere Stra-

ßenverkehrsbehörde des Landratsamtes Günzburg kann im Benehmen mit den zu beteiligenden Stellen 

den Einzelfall unter Berücksichtigung der Örtlichkeit prüfen.  

Gemäß den Planunterlagen soll das geplante Baugebiet „Krumbach Ost - Südöstlich vom Badweg" über 

eine Linksabbiegespur auf der Bundesstraße B 300 erschlossen werden. Zudem ist südlich der Augs-

burger Straße eine direkte Erschließung des ebenfalls in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes 

„Nördlich vom Lexenrieder Weg“ auf die Bundesstraße B 300 geplant. Sollte die Linksabbiegespur für 

das Vorhaben „Krumbach Ost - Südöstlich vom Badweg“ und die direkte Erschließung des Vorhabens 

„Nördlich vom Lexenrieder Weg“ auf die Bundesstraße B 300 umgesetzt werden, spricht von Seiten der 

unteren Straßenverkehrsbehörde nichts gegen eine Versetzung der Ortstafel. Die Ortstafel wäre im 

Zuge der Errichtung der Linksabbiegespur auf Höhe der Feldweges Fl.-Nr. 394, Gemarkung Hürben, zu 

versetzen. 

 

 

Abwehrender Brandschutz 

 

Aus Sicht des abwehrenden Brandschutzes besteht mit dem vorliegenden Bebauungsplan grundsätzlich 

Einverständnis. 

 

Für das geplante Wohngebiet ist im Bereich des Baufeldes „WA III“ eine Bebauung mit Mehrfamilien-

häusern mit 3 Vollgeschossen möglich. Die Brandschutzdienststelle bitte bereits bei der Planung darauf 
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zu achten, dass zur Menschenrettung ggf. Drehleitern der Feuerwehr zum Einsatz kommen, für die ge-

eignete Aufstellflächen, auch im öffentlichen Verkehrsraum erforderlich werden. 

 

Die Begründung sollte um nachfolgende Aussagen zum abwehrenden Brandschutz ergänzt werden: 

 

 Auf die Einhaltung der eingeführten Technischen Regel „Richtlinien für die Flächen der Feuerwehr“ 

sowie die Einhaltung der DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ ist zu achten.  

 Beim Ausbau des Hydrantennetzes ist auf die Einhaltung des gemeinsamen Arbeitsblattes der 

DVGW und AGBF Bund zur Löschwasserversorgung, Stand Oktober 2018, sowie das Arbeitsblattes 

W 405 des DVGW zu achten.  

 

 

Sonstiges 

 

Die Legende unterscheidet in der Farbdarstellung zwischen öffentlicher Grünfläche (dunkleres Grün) 

und privater Grünfläche (helleres Grün). Diese Farbtöne wurden nicht exakt in die Planzeichnung über-

nommen. Aufgrund des in der Planzeichnung gewählten helleren Grüntons kann keine genaue Zuord-

nung der Grünflächen entsprechend der Legende erfolgen. Es wird gebeten, zu prüfen, ob die Farbdar-

stellung verbessert werden kann. 

 

 

 

- Ende der Stellungnahme des Landratsamtes Günzburg  
zum Vorentwurf vom 20.01.2025 - 

 
Aufstellung eines Bebauungsplanes für den Bereich 

„Krumbach Ost – Südöstlich vom Badweg“ durch die Stadt Krumbach 
 

- frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB - 
 

Günzburg, 26. März 2025 
 

Die Stellungnahme ist ohne eigenhändige Unterschrift gültig. 
___________________________________________________________________________________ 
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Die Vorsorge gegen derartige Ereignisse beginnt auf Ebene der Bauleitplanung. Wir halten 
es für erforderlich, die topographischen und hydrologischen Verhältnisse (Wasserscheiden, 
Außeneinzugsgebiete, Hanglagen, Mulden, bevorzugte Fließwege, flächenhafter Wasserab-
fluss etc.) zu erheben und eine Gefährdungs- und Fließweganalyse sowie eine Risikobeurtei-
lung durchzuführen, bevor das Bebauungsplanverfahren fortgesetzt wird. Soweit Starkregen- 
oder Sturzflutgefahrenkarten der Gemeinde, des Freistaat Bayern oder des Bundes vorlie-
gen, sind diese entsprechend zu beachten und auszuwerten. Die Ergebnisse sind im Plan zu 
berücksichtigen. 

Der Zufluss aus den Außeneinzugsgebieten muss bei der Bebauungs- und Entwässerungs-
planung berücksichtigt werden (z.B. Anlegen von Abfang- und Ableitungsgräben; Anlage von 
Gehölzstreifen oder Erosionsmulden in der landwirtschaftlichen Fläche oberhalb der Bebau-
ung). 

Die Gemeinde sollte weitere Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. c und d BauGB 
treffen, um die Schäden durch Überflutungen infolge von Starkregen zu minimieren.  

Gemäß § 37 WHG darf der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers nicht zum Nachteil 
eines höher- oder tieferliegenden Grundstücks behindert, verstärkt oder auf andere Weise 
verändert werden. Dies ist insbesondere bei der geplanten Bebauung in Hanglage in Bereich 
potentieller Fließwege sowie in den geplanten Mulden und Versickerungsmulde nachzuwei-
sen und sicherzustellen. 
 
Notüberlaufe für Niederschlagsereignisse über dem Bemessungsereignis sind an Mul-
den/Rückhalteräumen vorzusehen und Sicherzustellen, dass keine negativen Einflüsse auf 
Dritte durch das Ableiten von wild abfließendem Wasser entstehen.  
 
Die Pflege und Unterhaltung der Entwässerungsflächen und Anlagen ist sicherzustellen.  
 
Stützmauern, Aufschüttungen oder andere Geländeveränderungen führen zu einer Umlen-
kung des wild abfließenden Wassers und negativen Auswirkungen auf Dritte sind zu besor-
gen. Hierbei ist auch eine hydraulische Überlastung der Entwässerungsmulden zu beachten. 
Es ist sicherzustellen, dass keine negativen Einflüsse auf Dritte durch das Umleiten von wild 
abfließendem Wasser entstehen. 

Eine schlüssige Darstellung zum Umgang mit der Gefahr von wild abfließendem Was-
ser inklusive Fließweganalyse und Auswirkungen auf Dritte ist beizufügen. 

Vorschlag für Festsetzungen 

„Die gekennzeichneten Flächen und Abflussmulden sind aus Gründen der 
Hochwasservorsorge freizuhalten. Anpflanzungen, Zäune sowie die Lagerung 
von Gegenständen, welche den Abfluss behindern oder fortgeschwemmt wer-
den können, sind verboten.“ 

„Die Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses der Gebäude wird in ausrei-
chender Höhe mindestens 25 cm über Fahrbahnoberkante/ über Gelände fest-
gesetzt.“ (Hinweis: Dazu sollte die Gemeinde möglichst Kote(n) im Plan und Bezugs-
höhen angeben. Der konkreten Straßen- und Entwässerungsplanung ist hierbei Ge-
wicht beizumessen). 

„(Tief-)garagenzufahrten sind konstruktiv so zu gestalten, dass infolge von 
Starkregen auf der Straße oberflächlich abfließendes Wasser nicht eindringen 
kann.“ 

„Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der Kanalisation in tiefliegende 
Räume sind geeignete Schutzvorkehrungen vorzusehen, z.B. Hebeanlagen oder 
Rückschlagklappen.“ 

„Gebäude, die aufgrund der Hanglage ins Gelände einschneiden, sind in ausrie-
chender Höhe mind. bis 25 cm über Gelände konstruktiv so zu gestalten, dass 
infolge von Starkregen oberflächlich abfließendes Wasser nicht eindringen 
kann.“  
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„In Wohngebäuden, die aufgrund der Hanglage ins Gelände einschneiden, müs-
sen Fluchtmöglichkeiten in höhere Stockwerke bzw. Bereiche vorhanden sein.“ 

„In öffentlichen Gebäuden, die aufgrund der Hanglage ins Gelände einschnei-
den, müssen öffentlich zugängliche beschilderte Fluchtmöglichkeiten in höhere 
Stockwerke oder Bereiche vorhanden sein.“ 

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 

„Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans 
Überflutungen auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorge-
maßnahmen zu treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem 
Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindert. Eine ausreichende 
Sockelhöhe von mind. 25 cm über der Fahrbahnoberkante / über Gelände wird 
empfohlen. Kellerfenster sowie Kellereingangstüren sollten wasserdicht 
und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor Lichtschächten, ausgeführt werden.“   

„Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen.“ 

1.3 Grundwasser 

Für das Planungsgebiet bestehen Hinweise auf hohe Grundwasserstände. 

Vorschlag für Festsetzungen: 

„Die Einleitung von Grund-, Drän- und Quellwasser in die öffentliche Kanalisa-
tion ist nicht zulässig.“ 

„Zum Schutz vor hohen Grundwasserständen müssen Keller oder sonstige un-
terhalb des anstehenden Geländes liegende Räume bis mindestens zu dem 
durch Fachgutachten ermittelten schadensverursachenden / höchsten bekann-
ten Grundwasserstand zuzüglich einem geeigneten Sicherheitszuschlag was-
serdicht (z.B. weiße Wanne) und auftriebssicher hergestellt werden bzw. ist auf 
einen Keller zu verzichten oder die Nutzung des Kellergeschosses entspre-
chend anzupassen.“ (Angabe des GW-Standes durch den Planer erforderlich) 

Vorschlag für die Änderung des Plans:  

Die Bereiche mit hohen Grundwasserständen mit weniger als vier Meter Abstand zur Gelän-
deoberkante (GOK) sollten dargestellt werden.  

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 

„Unabhängig von den vorstehenden Angaben können auch höhere Grundwas-
serstände auftreten. Diese sind durch einen geeigneten Sicherheitszuschlag zu 
berücksichtigen.“ 

„Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhältnisse obliegt 
grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auf-
tretendes Grund- oder Hang- und Schichtenwasser sichern muss.“ 

„Die geplante Bebauung liegt in einem Gebiet mit Hinweisen auf hohen Grund-
wasserständen weniger als 3 m unter Gelände. Durch bauliche Maßnahmen, 
wie eine wasserdichte und auftriebssichere Bauweise des Kellers oder eine an-
gepasste Nutzung, können Schäden vermieden werden. Grundstücksentwässe-
rungsanlagen (dazu zählen auch Kleinkläranlagen) sind wasserdicht und auf-
triebssicher zu errichten. Entsprechende Vorkehrungen obliegen dem Bau-
herrn.“ 

„In Bereichen von Schwankungen des Grundwasserspiegels besteht die Gefahr 
von Setzungen des Bodens unter Auflast.“ 

1.4 Altlasten und Bodenschutz  

1.4.1 Altlasten und schädliche Bodenveränderungen 
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Vorschlag für Hinweis zum Plan:  

„Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens 
festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hin-
deuten, ist unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwal-
tungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1 und 12 Abs. 
2 BayBodSchG).“ 

1.4.2 Vorsorgender Bodenschutz 

I.A. soll sparsam mit Grund und Boden umgegangen, Innenentwicklung bevorzugt werden 
und auch die Versiegelung zum Erhalt der Bodenfunktionen auf das notwendige Maß be-
grenzt werden (§ 1 a Abs. 2 Satz 1 BauGB). 

Bei der Planung und Durchführung von baulichen Maßnahmen sind die Anforderungen nach 
DIN 19639 „Bodenschutz bei der Planung und Durchführung von Bauvorhaben“, DIN 
19731:2023-10 „Bodenbeschaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial und Baggergut“ so-
wie DIN 18915 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“ zu beachten. 

Verwertung von Bodenmaterial 

Der Anfall von Bodenaushub ist soweit wie möglich zu vermeiden (§ 6 Abs. 1 KrWG) bzw. 
gering zu halten. Die Anforderungen nach DIN 19731 „Verwertung von Bodenmaterial“ sowie 
nach DIN 19639 bzgl. des Umgangs mit Bodenmaterial sind zu beachten. 

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 

„Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens vor physikalischen 
und stofflichen Beeinträchtigungen sowie zur Verwertung des Bodenmaterials 
die Vorgaben der DIN 18915 und DIN 19731 zu berücksichtigen.“ 

„Das Befahren von Boden ist bei ungünstigen Boden-, Witterungsverhältnissen 
und Wassergehalten zu vermeiden. Ansonsten sind Schutzmaßnahmen ent-
sprechend DIN 18915 zu treffen.“ 

„Mutterboden (Oberboden) ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu er-
halten und vor Vergeudung und Vernichtung zu schützen. Überschüssiger Mut-
terboden ist möglichst hochwertig nach den Vorgaben der §§ 6 und 7 
BBodSchV zu verwerten.“ 

„Der belebte Oberboden und ggf. kulturfähige Unterböden sind zu schonen, ge-
trennt abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen 
und wieder seiner/ihrer Nutzung zuzuführen. Es sind maximale Haufwerkshö-
hen von 2 m für Oberboden und maximal 3 m für Unterboden einzuhalten. Die 
Bodenmieten dürfen nicht befahren werden.“ 

1.5 Abwasserentsorgung 

1.5.1 Niederschlagswasser 

Der Bauleitplanung muss eine Erschließungskonzeption zugrunde liegen, nach der das an-
fallende Niederschlagswasser schadlos beseitigt werden kann.  

Die Aufnahmefähigkeit des Untergrundes ist mittels Sickertest exemplarisch an repräsentati-
ven Stellen im Geltungsbereich nachzuweisen. 

Das vorgelegte Konzept zur Niederschlagswasserbeseitigung sieht vor, Niederschlagswas-
ser dezentral zurückzuhalten und anschließend zu versickern. Der dazu notwendige Flä-
chenbedarf ist im Bebauungsplan zu berücksichtigen. 

Gezielte Versickerungsanlagen sind nach Merkblatt DWA A-138 zu bemessen.  

Auf die notwendige weitergehende Vorbehandlung von Niederschlagswasser von Metalldä-
chern wird hingewiesen. 
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Vorschlag zur Änderung des Plans:  

Festsetzung der Flächen, die für die Versickerung, Ableitung bzw. Retention von Nieder-
schlagswasser erforderlich sind (entsprechend der Erschließungskonzeption).  

Vorschlag für Festsetzungen 

„Das auf privaten, befestigten Flächen anfallende geringverschmutzte Nieder-
schlagswasser darf nicht der öffentlichen Kanalisation zugeleitet werden. Dies 
gilt auch für Überläufe von Anlagen zur Regenwassernutzung (bspw. Zisternen) 
und für sonstige nicht schädlich verunreinigte Tag-, Stau-, Quellwässer sowie 
Drän- und Sickerwasser jeder Art.“ 

„Gering verschmutztes Niederschlagswasser von privaten, befestigten Flächen 
muss auf den Baugrundstücken ordnungsgemäß versickert werden. Die Versi-
ckerung soll vorzugsweise breitflächig und über eine mindestens 30 cm mäch-
tige bewachsene Oberbodenzone erfolgen.“ 

Vorschlag für Hinweise zum Plan:  

„Anlagen zur Ableitung von Niederschlagswasser sind so zu unterhalten, dass 
der Wasserabfluss dauerhaft gewährleistet ist. Die Flächen sind von Ab-
flusshindernissen frei zu halten. Überbauen oder Verfüllen, Anpflanzungen, 
Zäune sowie die Lagerung von Gegenständen, welche den Zu- und Abfluss be-
hindern oder fortgeschwemmt werden können, sind unzulässig. Für die Versi-
ckerung vorgesehene Flächen sind vor Verdichtung zu schützen. Deshalb sind 
die Ablagerung von Baumaterialien, Bodenaushub oder das Befahren dieser 
Flächen bereits während der Bauzeit nicht zulässig.“  

„Grundsätzlich ist für eine gezielte Versickerung von gesammeltem Nieder-
schlagswasser oder eine Einleitung in oberirdische Gewässer (Gewässerbenut-
zungen) eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbehörde 
erforderlich. Hierauf kann verzichtet werden, wenn bei Einleitungen in oberirdi-
sche Gewässer die Voraussetzungen des Gemeingebrauchs nach § 25 WHG in 
Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 Nr. 2 BayWG mit TRENOG (Technische Regeln 
zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdi-
sche Gewässer) und bei Einleitung in das Grundwasser (Versickerung) die Vo-
raussetzungen der erlaubnisfreien Benutzung im Sinne der NWFreiV (Nieder-
schlagswasserfreistellungsverordnung) mit TRENGW (Technische Regeln für 
das zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das 
Grundwasser) erfüllt sind.“ 

„Bei der Erstellung der Wohnbebauung und der Grundstücksgestaltung (Zu-
gänge, Lichtschächte, Einfahrten etc.) ist die Rückstauebene zu beachten. Un-
ter der Rückstauebene liegende Räume und Entwässerungseinrichtungen 
(auch Dränanlagen, sofern zulässig) müssen gegen Rückstau aus der Kanalisa-
tion gesichert werden.“ 

 

2. Zusammenfassung 

Für eine abschließende Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes sind folgende Unterla-
gen nachzureichen:  

 Fließweganalyse für Starkniederschläge und Gefahren für den Planungsbereich 

durch Hang- bzw. wild abfließendes Wasser aus Außengebieten  

 Erschließungskonzeption für die Niederschlagswasserbeseitigung (private und öf-

fentliche Flächen) auch im Überlastfall für den beplanten Bereich des Bebauungspla-

nes, sowie Angaben zur Sicherstellung der Wasserversorgung und Abwasserentsor-

gung 








